
Fein haben sie srbh's gerichtet

SUPER-PENS/ONEN
WIE NIRGENDS FÜR DIE
ROT-SCHWARZEN
STADTVATER VON WIEN

BÜRGER- iMEISTER ' STADTnATe
Amtseinkommen Amtseinkommen

s 45.781,- S 37.567,-Pension Pension
s 65.013.- s 53.792,_

SPÕ-Bürgermeister
Felix Slav¡k
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õVP-Stadtrat
Dr. Maria Schaumayer

-gemeinsam... ... mit den Sozialisten
beschlossen und verschwiegen!
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,,WEI[ WIR KLARE VENHIILTI{ISSE BßAUCHEI{"
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,,P(¡LITIK MUSS EHRLICH SEII{"

PETER MIT DEN WIENER SPITZEN.
KANDIDATEN IM KREUZFEUER

DISKUSSION
MIT PRESSE UND JOURNALISTEN
Mittwoch,6. Oktober 1971, 19.30 Uhr
Hotel Wimberger
Wien Vll, Neubaugürtel 34-36
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An elnen Haushalt P.b.b. Erscheinungsort
Wien, Verlagspostamt 1010 Wien, Folge 39 S

NEUE FRONT @

DR. WILLFRI,ED GREDLER
1953 in den Nâtionalrat géwählt.

Von 1956 bis 1963 Klubobmann der
f reiheitlichen Nationalratsf raktion.

Ab 1963 österreichischer Bot-
schafter zum Europarat. Seit

1970 Botschafter in Bonn.

DR. TASSILO
BROESlGKE
Abgeordneter zum
Nationalrat, Landespartei-
obmann und Bundespartei-
obmannstel lvertreter,
geb. 1919, verheiratet,
drei Kinder, Gymnasium
und Universitäten Mün-
chen, Heidelberg und Wien,
1947 Dr. jur.,1951 Rechts-
anwalt, 1953 bis 1959
Bezirksrat, 1959 bis 1963
Gemeinderat und Land-
tagsabgeordneter in Wien,
1963 bis 1966 Abgeord-
neter zum Nationalrat, seit
Oktober 1970 wieder Mit-
glied des Nationalrates

DR. ALBERT SCHMIDT
1922 geboren. Dr. der Rechte, seit
1951 politisch tätig (VdU), ab 1955
Mitglied der FPo, 1959 in den
Wiener Landtag und Gemeinderat
gewählt, seit 1963 Klubobmann

DR. ERWIN HIRNSCHALL
Verwaltungsjurist, geb. 1930,

Mitarbeit in der FPÖ seit
1955, stellvertretender Landes-

parteiobmann, 1964 in den Wiener
Landtag und Gemeinderat berufen,
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Die freiheitliche Parlamentsfraktion kann auf eine statt-
liche Bilanz verweisen:Von 305 eingebrachten Vorlagen
wurden 264 (86,60/ù mit den Stimmen aller drei Parteien
beschlossen, 16 (5,20/0, beschlossen die Freiheillichen
m¡t den Sozialisten, 14 (4,60/ù mit der öVp. tt wurden
von SPU und UVP gemeinsam gegen die FPö be-
schlossen.

Von den freiheitlichen Zielsetzungen konnten durch-
geselzt werden: Die Entsteuerung der Überstunden, die
Erhöhung der Witwenpension aul 60o/s, die Aufhebung
der l0prozentigen Kraftfahrzeug-Sondersteuer, Aus-
setzung der Weinsteuer, Erhöhung des Sachaufwandes
für die Hochschulforschung, Milderung der Ruhensbe-
stimmungen, Erhöhung der Mittel für die Treibstoffver-
billigung in der Landwirtschaft sowie eine Hinaufsetzung
des Punktewertes, Verbesserung von Bestimmungen im
Einkommensleuergesetz (nicht entnommener'Gewinn,
Haushaltsbesteuerung), Verbesserungen im Strukturver-
besserungsgesetz und bei der Kriegsopferversorgung.

DIE POLITIK DER VERNUNFT

Die Freiheitliche Partei österreichs wendet sich an alle
österreicher, die auf ihre eigene Leistung mehr ver-
lrauen als auf staatliche Obsorge; die nicht im kollek-
tiven Gleichschritt, sondern durch persönliche Tüchtig-
keit und eigene Leistung ans Ziel kommen wollenn die
berufliche Aufstiegschancen dem System der Nivellie-
rung vorziehen.
Die Freiheitliche Partei österreichs wird daher im neuen
Nationalrat ihre Arbeit nach folgenden Schwerpunkten
ausrichten:

REFORM DES BUNDESHEERES
MIT DEM ZIEL GRöSSTMöGLICHER
VERTEIDIGUNGSKRAFT _
n i c h t Beschränkung auf die
durchgef ührte Dienstzeitverkürzung.

STEUERREFORM NACH DEM
PRINZIP GERECHTER
LASTENVERTEILUNG -
n icht Aufrechterhaltung der
Steuerungerechtigkeit aus
Gewohnheit.

FORDERUNG DER EIGENTUMS-
BILDUNG BEI ALLEN
STAATSBÜRGERN _
n i c h t steuerliche Bestrafung
desjenigen, der sich Eigentum
erarbeitet hat.

WOHNUNGSBAU ALS TEIL
AKTIVER FAMILIENPOLITIK -
n i c h t als Monopol von Geb¡ets-
körperschaften und Genossen-
schaften.

DURCH VORRANG FÜR WIRT-
SCHAFTSWACHSTUM ZU EUROPA-
LöHNEN _
nicht Schrumpfungsprozeß der
Wirtschaft durch Lizitationspolitik
des Staates.

rUMWELTSCHUTZ DURCH STAAT
UND WIRTSCHAFT _
n i c ht wachsende Gefährdung aller
durch das Verzögern
notwendiger Entscheidungen.

EINHEITLICHES ARBÊITSRECHT _
n i c h t Vertiefung der Kluft zwischen
Arbeitern und Angestellten.

-r
GEZIELTÊ FORSCHUNGS-
FORDERUNG DURCH STAAT UND
WIRTSCHAFT _
n i c h t Verzettelung der dafür
möglichen Mittel.

SPARSAMER STAAT DURCH
MODERNE VERWALTUNG _
n i c ht we¡teres VerschlePPen der
Verwaltungsreform.

DIFFERENZIERUNG DES EIN.
KOMMENS NACH PERSONLICHER
LEISTUNG -
n icht Nivellierung ohne
Leistungsbezug.


